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Einleitung 

I. Einordnung des Problems 

1. Die prozessuale Ausgangs situation 

Die Problematik der einseitigen Erledigungserklärung und des Erledi-
gungsrechtsstreits beschäftigt die Prozeßrechtswissenschaft  schon seit vielen 
Jahrzehnten1. Die Prozeßkonstellation, die dem Erledigungsrechtsstreit zu-
grundeliegt, ist gleichwohl mit wenigen Worten zu beschreiben: Nach 
Rechtshängigkeit erkennt der Kläger, daß eine Veränderung der Sach- oder 
Rechtslage den Klageantrag seiner Erfolgsaussichten beraubt hat und erklärt 
den Rechtsstreit daraufhin unter Widerspruch des Beklagten für erledigt2. 

Ein typisches Beispiel für die verwaltungsprozessuale Erledigung der 
Hauptsache bildet die verwaltungsbehördliche Zurücknahme eines Verwal-
tungsakts im Anfechtungsprozeß. Nach herrschender Meinung entfallt mit 
der Zurücknahme das Rechtsschutzbedürfnis für den Aufhebungsantrag 3. 

1 Zur Entwicklungsgeschichte des Instituts der Erledigung im Zivilprozeß vgl. Smid,  ZZP 
Bd. 97 (1984), 245, 250 ff.;  Stahnecker,  Die einseitige Erledigungserklärung im Z iv i l - und 
Verwaltungsprozeß, 28 ff.  mit zahlreichen Nw.; zur rechtsgeschichtlichen Entwicklung im 
Verwaltungsprozeß siehe Görlitz,  Die Erledigung des Verwaltungsrechtsstreits, 21 ff.;  Stah-
necker,  aaO., 50 ff.;  aus dem umfangreichen verwaltungsprozessualen Schrifttum jüngerer 
Zeit vgl. etwa Battis/Weber,  JuS 1992, 1012 ff.; Burgi,  DVB1. 1991, 193 ff.;  Eyermann, 
BayVBl. 1982, 651 f.; Huxholl,  Die Erledigung eines Verwaltungsakts im Widerspruchsver-
fahren, 1985, 177 ff.;  Manssen,  N V w Z 1990, 1018 ff.;  Pietzner,  VerwArch. Bd. 75 (1986), 
299 ff.;  J. Schmidt,  D Ö V 1984, 622 ff.;  Stahnecker,  aaO., 1994; Wüstenbecker,  JA-Übungs-
blätter 1989, 65 ff.;  zum Parallelproblem im Zivilprozeß vgl. etwa Assmann, Erlanger FS 
Schwab, 1990, 179 ff.;  Bergerfurth,  NJW 1992, 1655 ff.;  Brox,  JA 1982, 289 ff.;  Grunsky, 
FS Schwab, 165 ff.;  Hölzer,  JurBüro 1991, 1 ff.;  Josti Sundermann,  ZZP Bd. 105 (1992), 
261 ff.;  Künzl,  DB 1990, 2370 ff.;  Lindacher,  MÜKO-ZPO, § 91a; Pfeffer,  Die einseitige 
Erledigungserklärung im Zivilprozeß, 1985; Rixecker,  ZZP Bd. 96 (1983), 505 ff.;  Smid,  ZZP 
Bd. 97 (1984), 245 ff.;  ders., M D R 1985, 189 ff.;  Ulrich,  NJW 1994, 2793 ff.,  Wosgien, 
Konkurs und Erledigung in der Hauptsache, 1984; zur Hauptsacheerledigung im FGG statt 
vieler Richter,  Die Erledigung der Hauptsache im Verfahren  der Freiwill igen Gerichtsbarkeit, 
1986. 

2 Vgl. für vielQ Battis/Weber,  JuS 1992, 1012, 1013; A. Blomeyer,  JuS 1962, 212. 
3 Vgl. Kopp,  VwGO, § 113, Rz 55; W.-R. Schenke,  FS Menger, 461, 464 f. 

2 Schenke 
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Denn für die Beurteilung der Zulässigkeit einer Klage kommt es nach gelten-
dem Verfahrensrecht  nicht auf den Moment der Rechtshängigkeit, sondern 
allein auf die letzte mündliche Verhandlung an4. Der unverändert aufrechter-
haltene Klageantrag müßte damit als unzulässig abgewiesen werden. Mit Er-
ledigung droht dem Kläger so die gem. § 154 Abs.l VwGO kostenpflichtige 
Abweisung des Anfechtungsantrags durch Prozeßurteil, selbst wenn die Klage 
bis zum Eintritt des erledigenden Ereignisses zulässig und begründet war. 
Beides, die Klageabweisung wie die Kostenlast, wird der Kläger zu vermei-
den suchen. 

Als mögliche Auswege bietet die VwGO dem Kläger die Klagerücknahme, 
den Klageverzicht, die (Fortsetzungsfeststellungsklage sowie die beidersei-
tige Erledigungserklärung an. Nimmt der Kläger die Klage zurück oder ver-
zichtet er auf den Anspruch, hat er gem. §§ 155 Abs.2, 154 Abs.l VwGO die 
Verfahrenskosten  zu tragen. Dazu wird der Kläger aber insbesondere dann 
nicht bereit sein, wenn er vor Erledigung von der Zulässigkeit und Begrün-
detheit der Klage ausging5. Bei der Klagerücknahme besteht ferner  das Pro-
blem, daß sie nach Beginn der mündlichen Verhandlung gem. § 91 Abs. S.2 
VwGO an die Einwilligung des Beklagten gebunden ist6. Auch die 
(Fortsetzungs-)Feststellungsklage erlaubt nur eine partielle Lösung. Sie setzt 

4 Nach richtiger Ansicht gilt dies auch für die Begründetheit der Klage. In der ZPO ist 
dies für sämtliche Klagearten anerkannt (vgl. etwa Rosenberg/ Schwab/Gottwald,  ZPR, § 133 
I I I 2; Thomas/Putzo,  vor § 253, Rz 37; Vollkommer,  in: Zöller, § 300, Rz 3; Jauernig,  ZPR, 
§ 63 V), während in der VwGO für die Anfechtungsklage eine z.T. abweichende Auffassung 
vertreten wird, vgl. dazu etwa Redeker/von  Oertzen,  § 108, Rz 16 ff.;  Kopp,  VwGO, § 113, 
Rz 23 ff.;  ders., FS Menger, 693 ff.;  K. H. Klein,  NVwZ 1990, 633 ff.;  W.-R. Schenke,  NVwZ 
1986, 522 ff.;  auch diejenigen Auffassungen,  die für die rechtliche Beurteilung des Klagean-
trags grundsätzlich auf die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsent-
scheidung abstellen wollen, klammern hiervon die Zulässigkeit der Klage aus (WiIlmer,  Die 
sog. "Fortsetzungsfeststellungsklage",  79). Die Erledigung des Verwaltungsakts im Laufe des 
Anfechtungsprozesses nimmt der Klage also immer ihre Erfolgsaussichten, wie immer man 
auch sonst zum Problem des entscheidungserheblichen Zeitpunkts bei der Anfechtungsklage 
stehen mag. 

5 Vgl. Assmann, Erlanger FS Schwab, 179, 183; A. Blomeyer,  JuS 1962, 212; Görlitz, 
Die Erledigung des Verwaltungsrechtsstreits, 19; Pietzner,  VerwArch. Bd. 75 (1986), 299, 
303; Schwab,  ZZP Bd. 72 (1959), 127, 130; Künzl,  Der Betrieb 1990, 2370, 2371; Rixecker, 
ZZP Bd. 96 (1983), 505, 512; Büchner!Schlotterbeck,  VwPR, Rz 492; BattisIWeber,  JuS 
1992, 1012, 1013. 

6 Vgl. Assmann, Erlanger FS Schwab, 179, 183; A. Blomeyer,  JuS 1962, 212; Pietzner, 
VerwArch. Bd. 75 (1986), 299, 303; Schwab,  ZZP Bd. 72 (1959), 127, 130; Rixecker,  ZZP 
Bd. 96 (1983), 505, 512 f. , Lindacher,  JurA 1970, 687. 



Einleitung 

als besondere Sachentscheidungsvoraussetzung ein berechtigtes Interesse an 
der begehrten Feststellung voraus7. 

Fehlt es an diesem Feststellungsinteresse, bleibt dem Kläger nichts anderes 
übrig, als eine Beendigung des Verfahrens  über die beiderseitige Erledi-
gungserklärung anzustreben8. Erklären Kläger und Beklagter den Rechtsstreit 
übereinstimmend für erledigt, erlischt die Rechtshängigkeit mit ex-nunc Wir-
kung. Das Gericht stellt deklaratorisch die Einstellung des Verfahrens  fest 
und erklärt etwaige Entscheidungen der Vorinstanzen für unwirksam. Allein 
über die Verteilung der Prozeßkosten wird gem. § 161 Abs.2 VwGO nach bil-
ligem Ermessen unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstan-
des entschieden. Im Einklang mit dem historischen Willen des Gesetzgebers9 

schließt die ganz h.M. daraus, daß dieser Beschluß grundsätzlich keine wei-
tere Aufklärung der Sach- oder Rechtslage voraussetzt, sondern auf Grund-
lage des bisherigen Streitstandes ergeht10. Die Kosten hat in der Regel die im 
Verfahren  voraussichtlich unterlegene Partei zu tragen. Die Besonderheit der 
Kostenentscheidung besteht also lediglich darin, daß sie in einem summa-
rischen Verfahren  ergeht11. Zu einer beiderseitigen Erledigungserklärung 
kommt es allerdings - wie schon der Name sagt - nur dann, wenn sich der Be-
klagte der klägerischen Erledigungserklärung anschließt. 

2. Der Erledigungsrechtsstreit als 
gewohnheitsrechtlich anerkanntes Rechtsinstitut 

Was bei einem Widerspruch des Beklagten geschehen soll, hat der Gesetz-
geber offen  gelassen12. Gewohnheitsrechtlich ist jedoch anerkannt, daß die 

7 Zur Bedeutung der Fortsetzungsfeststellungsklage für die Erledigung der Hauptsache 
siehe unten ausfuhrlich S. 41 ff. 

8 Zur beiderseitigen Erledigungserklärung in der VwGO vgl. Günther,  DVB1. 1988, 
612 ff.;  Pietzner,  VerwArch. Bd. 75 (1984), 79 ff. 

9 Vgl. BT-Drucks.  III/55, 47; siehe auch Jonas, DR 1942, 997, 1002; Stand,  DJ 1942, 
351 f. zu § 4 Abs.l der 3. Vereinfachungsverordnung  vom 16.05.1941 (RGBl. I S.333) als 
dem Vorläufer  des § 91a ZPO. 

1 0 Vgl. etwa BVerwGE  46, 215, 218; Brox,  JA 1983, 289, 291; Redeker/von  Oertzen, 
§ 161, Rz 5. 

1 1 Zur Kostenverteilung in der Erledigungssituation siehe ausfuhrlich unten S. 160. 
1 2 Daß das geschriebene Verfahrensrecht  beim Widerspruch des Beklagten eine offene  Ge-

setzeslücke aufweist, ist unstrittig, vgl. etwa Pietzner,  VerwArch. Bd. 77 (1986), 299; An-
sorge,  Die einseitige Erledigungserklärung im Zivilprozeß, 1973, 36 ff.;  Pfeffer,  Die einsei-
tige Erledigungserklärung im Zivilprozeß, 9 ff.;  siehe ferner  unten S. 68. 


